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„Es haben zu wenig Kommunen mitgemacht“ 

Von Reto Bosch 

Heilbronner Stimme 05.04.2008

„Ziel war, zur Umsetzung der Pläne möglichst viel Fördergeld für die Grund- stücksbesitzer zu gewinnen.“

Harry Brunnet

Region Heilbronn - Mindestens zehn Prozent der Landesfläche soll aus einem Netz miteinander verbundener Biotope bestehen. So will es das Bundesnaturschutzgesetz – ohne allerdings die Umsetzung dieser Vorgabe zu regeln. In Stadt- und Landkreis hat rund die Hälfte der Kommunen eine entsprechende Planung erarbeitet. Dass sich dieser Anteil noch deutlich erhöht, ist derzeit aber unwahrscheinlich.

Freiwillige Entscheidung In den 90er Jahren stand Biotopvernetzung auf der Tagesordnung vieler Gemeinderatssitzungen. In dieser Zeit vergaben zahlreiche Kommunen Planungsaufträge. Inzwischen ist es ruhig geworden um dieses Thema. „Insgesamt 40 bis 50 Prozent der Städte und Gemeinden haben eine Konzeption vorgelegt“, sagt Ernst Reisch vom Landwirtschaftsamt. In den vergangenen zehn Jahren seien aber nur acht bis zehn hinzugekommen. Warum?

Zum einen ist es eine freiwillige Entscheidung der Kommunen, eine solche Planung erarbeiten zu lassen. Zum anderen kostet diese Geld: nach Zahlen der Landwirtschaftsverwaltung Baden-Württemberg im Durchschnitt 11 000 Euro. In den 90ern übernahm das Land einen Teil der Planungskosten. Mit Streichen dieser Zahlungen verlor die Verbundplanung für viele Kommunen ihren Reiz. Und: „Unser Ziel war, für die Umsetzung der Pläne möglichst viel Fördergeld für die Grundstücksbesitzer zu gewinnen“, sagt Harry Brunnet, Vorsitzender des Gemeindetag-Kreisverbands. Nach Umstellung von Förderprogrammen hätten sich diese Erwartung oft nicht erfüllt. Nach Meinung von Brunnet spielt die Verbundplanung inzwischen eine untergeordnete Rolle. Die Planungen hätten aber ein Bewusstsein geweckt für den Wert der Kulturlandschaft.

Kreisökologe Uwe Genzwürker sieht das anders. Er hält Konzepte zur Biotopvernetzung nach wie vor für sinnvoll. „Ich würde mich über eine vollflächige Konzeption freuen.“ Gottfried May-Stürmer, Geschäftsführer des BUND-Regionalverbands Heilbronn-Franken, sagt ebenfalls: „Es haben zu wenig Kommunen mitgemacht.“ Schließlich gebe es einen gesetzlichen Auftrag.

Auf die Frage nach Positivbeispielen wird immer wieder das Ackerrandstreifenprogramm der Stadt Heilbronn genannt. „Dieses hat zu einer höheren Artenvielfalt geführt“, erklärt der BUND-Experte. Oder Obersulm. Dort sind nach Angaben von Margit Birkicht, Leiterin des Steuer- und Liegenschaftsamts, 23 Streuobstwiesen, 16 große Strauchecken und zwei Feuchtbiotope entstanden – eben auf Grundlage der Biotopvernetzungsplanung. Dazu gehört auch ein Gewässer- und Ackerrandstreifenprogramm. Derzeit laufen die Arbeiten am Sulmpark in Willsbach, der auch vom Naturschutzfonds Baden-Württemberg gefördert wird.

Markt ausschlaggebend Wie geht es weiter? Angesichts fehlender Zuschüsse für die Pläne, ist kaum damit zu rechnen, dass noch viele Kommunen auf den Zug aufspringen. Für die Umsetzung bereits geplanter Verbesserungen sind nach Ansicht von May-Stürmer Förderprogramme und die Entwicklung auf dem Markt für landwirtschaftliche Erzeugnisse entscheidend. Klar: Umso mehr Geld Bauern mit ihren Äckern verdienen können, umso geringer ist die Bereitschaft, Brachen oder Hecken anzulegen – trotz Förderung.

